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(55 Prozent) sowie bei der internen Evaluation an ihren Schulen (53 Prozent). Hin-
sichtlich der Evaluation des schulischen Qualitätsmanagements wünschen Gym-
nasien und Oberschulen in deutlich stärkerem Ausmaß Unterstützung als Grund-
schulen (Grundschulen: 36 Prozent, Gymnasien/Oberschulen: 74 Prozent).

Tabelle 9.19: 	 Unterstützungswunsch der Schulleiter in verschiedenen Bereichen (Angaben in %) – 
aus Perspektive der Schulleitungen

Bereiche Unterstützung gewünscht

in %

Schulentwicklung 71

Teamentwicklung und kollegiale Zusammenarbeit 65

Unterrichtsentwicklung 62,5

Nutzung von Freiräumen der Sachmittelbudgetierung 55,9

Evaluation des schulischen Qualitätsmanagements 54,5

Interne Evaluation 52,7

Nutzung von Ergebnissen der externen Evaluation für die Schul- und 
Unterrichtsentwicklung 44,6

Nutzung des Datenblattes für die Schul- und Unterrichtsentwicklung 34,5

Nutzung von Freiräumen im Bereich Unterricht 33,3

Unterrichtshospitation 30,4

Nutzung von Vergleichsarbeiten für die Schul- und Unterrichtsentwicklung 29,3

Nutzung von Ergebnissen zentraler Abschlussprüfungen für die Schul- und 
Unterrichtsentwicklung 28,9

Lesen und interpretieren von Ergebnissen aus Vergleichsarbeiten/ zentralen 
Abschlussprüfungen 26,3

In einer anderen Form wie z.B. Elterngespräche; Schulstandortplanung; 
Externe Gelder regulieren; externe Evaluation 2,7

Anmerkung: dichotome Skala mit 1= ja, 2 = nein. 

Etwas mehr als ein Drittel der Schulleitungen wünscht sich Unterstützung hinsicht-
lich der Nutzung des Schuldatenblattes für die Schul- und Unterrichtsentwicklung. 
Im Unterschied zu Grundschulen äußern dies insbesondere Gymnasien und Ober-
schulen (Grundschulen: 17 Prozent, Gymnasien/Oberschulen: 54 Prozent). Ein Drittel 
der Schulleitungen fordert Hilfe bei der Nutzung von Freiräumen im Bereich Unter-
richt ein. 

Etwas weniger als 30 Prozent der Schulleitungen wünschen sich Unterstützung 
bei der Nutzung von Vergleichsarbeiten oder den Ergebnissen zentraler Abschluss-
prüfungen für die Schul- und Unterrichtsentwicklung. Der Bedarf unterscheidet 
sich zwischen den Schularten und liegt sowohl bei der Nutzung von Vergleichs-
arbeiten (Grundschulen: 17 Prozent, Gymnasien/Oberschulen: 43 Prozent) als auch 
bei der Nutzung der Ergebnisse zentraler Abschlussprüfungen (Grundschulen: 6 Pro-
zent, Gymnasien/Oberschulen: 43 Prozent) bei Gymnasien und Oberschulen deutlich 
höher als bei Grundschulen. Bei der Interpretation der Ergebnisse gilt es zu berück-
sichtigen, dass Vergleichsarbeiten und insbesondere zentrale Abschlussprüfungen 
eine höhere Bedeutung für die weiterführenden Schulen besitzen.
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Am seltensten äußern Schulleitungen Unterstützungsbedarf bei dem Lesen und 
Interpretieren von Ergebnissen aus Vergleichsarbeiten oder zentralen Abschluss-
prüfungen (26 Prozent), wobei auch hier Gymnasien und Oberschulen einen deutlich 
höheren Unterstützungsbedarf sehen (Grundschulen: 10 Prozent, Gymnasien/Ober-
schulen: 43 Prozent).

Tabelle 9.20: 	 Zufriedenheit mit der Unterstützung in verschiedenen Bereichen (Angaben in %) – 
aus Perspektive der Schulleitungen

Bereiche
Wenn ja, wie zufrieden sind Sie mit 

der bisherigen Unterstützung?

N M SD

Schulentwicklung 46 2,61 0,71

Teamentwicklung und kollegiale Zusammenarbeit 40 2,53 0,68

Unterrichtsentwicklung 42 2,48 0,77

Nutzung von Freiräumen der Sachmittelbudgetierung 33 2,09 0,84

Evaluation des schulischen Qualitätsmanagements 33 2,45 0,71

Interne Evaluation 27 2,59 0,8

Nutzung von Ergebnissen der externen Evaluation für die Schul- 
und Unterrichtsentwicklung

21 2,09 0,89

Nutzung des Datenblattes für die Schul- und 
Unterrichtsentwicklung

19 2 0,82

Nutzung von Freiräumen im Bereich Unterricht 26 2,58 0,9

Unterrichtshospitation 18 2,39 0,78

Nutzung von Vergleichsarbeiten für die Schul- und 
Unterrichtsentwicklung

20 2,1 0,85

Nutzung von Ergebnissen zentraler Abschlussprüfungen für die 
Schul- und Unterrichtsentwicklung

12 2,25 0,87

Lesen und interpretieren von Ergebnissen aus Vergleichsarbeiten/ 
zentralen Abschlussprüfungen

19 2,26 0,73

In einer anderen Form wie z.B. Elterngespräche; Schulstand­
ortplanung; Externe Gelder regulieren; externe Evaluation

4    

Anmerkung: Vierstufige Skala von 1 = gar nicht zufrieden bis 4 = sehr zufrieden.

Die Zufriedenheit der Schulleitungen mit den bereits zur Verfügung gestellten Unter-
stützungen ist dreigeteilt (vgl. Tabelle 9.20). Die Zufriedenheit mit der Unterstützung 
im Bereich Schulentwicklung, Teamentwicklung, interne Evaluation und Nutzung 
von Freiräumen im Bereich Unterricht liegt knapp oberhalb des theoretischen Mittel-
werts. Somit sind die Schulleitungen im Durchschnitt tendenziell eher zufrieden mit 
der bisherigen Unterstützung in diesen Bereichen, während sie im Bereich Unter-
richtsentwicklung, Evaluation des schulischen Qualitätsmanagements und Unter-
richtshospitation eher unzufrieden sind. Hier liegen die Einschätzungen knapp unter-
halb des theoretischen Mittelwerts. Bei den übrigen Angeboten ist die Zufriedenheit 
der Schulleitungen noch geringer, bewegt sich aber im Mittel auch auf dem Niveau 
von „eher nicht zufrieden“. 
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Wahrnehmung der Zusammenarbeit unterschiedlicher 
Akteure im Bildungssystem
Neben der Unterstützung der Qualitätsentwicklung durch die verschiedenen Akteure 
gibt die allgemeine Einschätzung der Zusammenarbeit der unterschiedlichen Akteure 
im Bremer Schulsystem wichtige Hinweise über die Steuerung und Qualitätsent-
wicklung des Schulsystems. Wie Tabelle 9.21 entnommen werden kann, wird das 
Zusammenspiel der verantwortlichen Akteure im Bremer Bildungssystem von Schul-
leitung und Schulaufsicht teilweise kritisch gesehen. Aus Sicht der Schulleitungen 
weisen die unterschiedlichen Akteure in Bremen gerne die Verantwortung von sich 
und ziehen sich bei Missständen zu oft aus der Affäre. Während die Schulaufsicht 
sich zur letzten Aussage sogar noch unzufriedener äußert, stehen die unterschied-
lichen Akteure in Bremen aus ihrer Sicht jedoch eher zu ihrer Verantwortung. Eine 
Erklärung hierfür könnte sein, dass sich die Schulaufsicht als Schnittstelle zwischen 
Schulen und Bildungsadministration stärker in der Verantwortung sieht und diese 
entsprechend stärker ausfüllt. Jedoch streuen die Meinungen der Mitglieder der 
Schulaufsicht als auch die der Schulleitungen in hohem Maße um den Mittelwert und 
zeigen eine sehr individuelle Einschätzung zu wahrgenommenen Verantwortlich-

Tabelle 9.21: 	 Aussagen zur Wahrnehmung und Zusammenarbeit unterschiedlicher Akteure im 
Bremer Bildungssystem – aus Perspektive der Schulleitungen und der Schulaufsicht

Einzelitems/Skalen
Perspektive 

Schulleitungen  
Perspektive 

Schulaufsicht

N M SD N M SD

In Bremen weisen die unterschiedlichen Akteure gerne die 
Verantwortung von sich.

66 2,8 0,9   7 2,3 0,5

Die Verantwortlichen der Bildungspolitik ziehen sich bei 
Missständen zu oft aus der Affäre.

66 3,1 0,9   7 3,3 0,8

Schulen sollen für die Bereiche der schulischen Qualität, die sie 
beeinflussen können, auch die Verantwortung übernehmen.

66 3,6 0,6   7 3,4 0,5

Misstrauische Haltung des Kollegiums ggü. der Arbeit der 
Akteure der Bildungsverwaltung (SKB, SAF, LIS/LFI) (Skala)

65 2,7 0,8   7 2,4 0,4

Funktionierende Zusammenarbeit der Akteure der 
Bildungsverwaltung (SKB, LIS/LFI, SAF) (Skala)

59 2,6 0,6   5 2,9 0,3

Qualität der Zusammenarbeit der Akteure im Bremer 
Schulsystem (Schule, SAF, SKB, LIS/LFI) (Skala)

69 2,5 0,5   5 2,6 0,3

Transparenz der Kooperationsstrukturen zwischen den 
Akteuren der Bildungsverwaltung (Skala)

60 2 0,7   4 2,1 0,3

Wertschätzung der Arbeit der SKB durch die Schulleitung. 66 2,6 0,8   5 2,4 0,6

Wertschätzung der Arbeit des LIS/LFI durch die Schulleitung. 67 3,1 0,7   7 2,6 0,5

Wertschätzung der Arbeit der Schulaufsicht durch die 
Schulleitung.

66 2,8 0,9   7 3,4 0,5

Anmerkungen: Vierstufige Skala von 1= trifft nicht zu bis 4 = trifft zu; Cronbachs alpha: (Funktionierende) Zusammenarbeit der 
Akteure der Bildungsverwaltung = .72 (4 Items), Beispielitem: „Die SKB und die Schulaufsicht arbeiten mehr miteinander als gegen­
einander“; Transparenz der Kooperationsstrukturen zwischen den Akteuren der Bildungsverwaltung = .87 (3 Items), Beispielitem: 
„Die Kooperationsstruktur zwischen SKB und Schulaufsicht ist für die Schulen transparent.“; Qualität der Zusammenarbeit Akteure 
im Bremen Schulsystem = .76 (7 Items), Beispielitem: „In Bremen werden die auftretenden Probleme direkt zwischen den Beteiligten 
gelöst.“; Misstrauische Haltung des Kollegiums ggü. der Arbeit der Akteure der Bildungsverwaltung = .73 (2 Items), Beispielitem:  
„Die Arbeit der für unsere Schule zuständigen Schulaufsicht wird von meinem Kollegium misstrauisch beobachtet.“.
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keiten. Relevante Unterschiede zwischen Schularten oder der Stadt zeigen sich hier-
bei nicht. 

Einig sind sich Schulleitungen und Schulaufsicht darin, dass, soweit Schulen es 
selbst beeinflussen können, diese in Bezug auf die Qualität auch ganz klar in der 
Verantwortung stehen. Die direkte Zusammenarbeit zwischen einzelnen Akteuren 
beschreiben die Schulleitungen korrespondierend zu den obigen Ergebnissen nicht 
besonders positiv: Akteure könnten noch stärker Verantwortung für ihr eigenes Han-
deln übernehmen, auftretende Probleme direkter zwischen den Beteiligten lösen 
und pauschale Schuldzuweisungen vermeiden. Auch die Verantwortlichkeiten zwi-
schen den Dienststellen Schulaufsicht, LIS/LFI und SKB könnten noch klarer geregelt 
werden. Die Ergebnisse verweisen auf eine Ausbaufähigkeit der wahrgenommenen 
Zusammenarbeit der verschiedenen Akteure, die aus Sicht der Schulaufsicht zwischen 
den Akteuren etwas besser gelingt.

Zudem nehmen Schulleitungen innerhalb ihrer Lehrerkollegien eine eher miss-
trauische Haltung gegenüber der Arbeit der SKB und der Schulaufsicht im Bremer 
Bildungssystem wahr, wobei die Varianz zwischen den Schulen relativ groß ist. Die 
Schulaufsicht schätzt die Haltung der schulischen Kollegien weniger misstrauisch ein. 
Die von Schulleitungen wahrgenommene Transparenz der Kooperationsstrukturen 
zwischen SKB und Schulaufsicht, SKB und LIS/LFI als auch Schulaufsicht und LIS/
LFI werden von Schulleitungen und Schulaufsicht als nicht besonders ausgeprägt 
empfunden, wobei die Werte der Schulleitungen stark streuen. 

Trotz der kritischen Sicht auf das Zusammenspiel der Einrichtungen im Bre-
mer Bildungssystem arbeiten die Akteure wie SKB, Schulaufsicht, LIS/LFI und die 
Politik insgesamt aus Sicht der Schulleitungen eher miteinander als gegeneinander. 
Auch die Schulaufsicht sieht in ihren Einschätzungen eher ein funktionierendes Mit-
einander der Akteure. Der von einzelnen Akteuren geleisteten Arbeit stehen die 
Schulleitungen tendenziell wertschätzend gegenüber: Die von der SKB geleistete 
Arbeit wird eher positiv beurteilt, wobei sich Schulleitungen von Gymnasien und 
Oberschulen positiver dazu äußern als die der Grundschulen (M (SD)Grundschulen = 2,32 
(0,83), M (SD)Gymnasien/Oberschulen= 2,80 (0,61), p < .05, d =.45). Die Schulaufsicht zeigt 
sich mit der Arbeit der SKB etwas weniger zufrieden. Die geleistete Arbeit der für 
die Schulen zuständigen Fachaufsicht bewerten Schulleitungen im Durchschnitt zwar 
eher positiv, jedoch fallen die Meinungen der Schulleitungen dazu sehr unterschied-
lich aus. Davon abweichend schätzt die Schulaufsicht die Einstellung der Schul-
leitungen zur eigenen Arbeit mit den Schulen deutlich besser ein. Vermutlich spielt 
hier der Aspekt der Selbsteinschätzung eine nicht unbedeutende Rolle. Die Unter-
stützung durch das LIS/LFI wird von den Schulleitungen besonders wertschätzend 
gewürdigt. Relevante Unterschiede im Urteil zeigen sich jedoch zwischen den Schul-
arten: Schulleitungen an Grundschulen sind deutlich zufriedener damit als ihre Kol-
leginnen und Kollegen an Gymnasien oder Oberschulen (M (SD)Grundschulen = 3,23 
(0,55), M (SD)Gymnasien/Oberschulen= 2,79 (0,61), p < .05, d =.45). 
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Kooperation und Konkurrenz zwischen Bremer Schulen
Im Bremer Bildungssystem wird in verschiedenen Kontexten Kooperation bei-
spielsweise in Form von regelmäßigem Austausch oder intensiveren Partner-
schaften zwischen den Schulen immer mehr eingefordert. Durch die Einführung der 
neuen Steuerung und der Aufforderung der Profilbildung im Rahmen der Eigen-
verantwortung kann gleichzeitig eine Tendenz zu mehr Konkurrenz zwischen den 
Schulen entstehen.

Die Ergebnisse dazu zeigen: Schulen kooperieren aus Sicht von Schulleitungen 
und Schulaufsicht in hohem Maße miteinander, stehen aber gleichzeitig auch in Kon-
kurrenz zueinander (vgl. Tabelle 9.22).

Sowohl Schulleitungen als auch die Schulaufsicht berichten von intensiven 
Partnerschaften mit einer oder mehreren Schulen. Der Austausch wird dabei als 
überaus hilfreich empfunden und hat darüber hinaus in den letzten Jahren auch 
deutlich zugenommen.
Allerdings konkurrieren Schulen aus Sicht von Schulleitungen und Schulaufsicht 
tendenziell miteinander, auch wenn das Ausmaß geringer ist als bei der Kooperation. 
Die Skala umfasst Aspekte wie die genaue gegenseitige Beobachtung von Schulen, die 
Bedeutung der Schule bei Eltern im Vergleich mit anderen Schulen, die Zunahme der 
Konkurrenz insgesamt, inwieweit Schulen eher gegeneinander anstatt miteinander 
arbeiten und inwieweit Maßnahmen der Bildungspolitik die Konkurrenz fördern. 
Schulleitungen von Gymnasien und Oberschulen empfinden diese Konkurrenz in 
stärkerem Maße als ihre Kollegen und Kolleginnen an Grundschulen (M (SD)Grund-

schulen = 2,59 (0,50), M (SD)Gymnasien/Oberschulen= 2,99 (0,47), p < .00, d =.59). Jedoch haben 
weder die Schulleitungen noch die Schulaufsicht den Eindruck, dass die Konkurrenz 
zu Lasten der Qualität der Schulen geht. Die hohe Varianz verweist allerdings auf 
individuell sehr unterschiedliche Erfahrungen und Einschätzungen der Schul-
leitungen dazu. Die Schulaufsicht Bremerhaven sieht die Schulen weit weniger unter 
Konkurrenzdruck.

Tabelle 9.22: 	 Aussagen zur Kooperation und Konkurrenz zwischen den Bremer Schulen – aus 
Perspektive der Schulleitungen und der Schulaufsicht

Einzelitem
Perspektive 

Schulleitungen  
Perspektive 

Schulaufsicht

N M SD N M SD

Intensive Partnerschaft mit anderen Schulen 68 3,2 0,8   6 3 0,6

Nutzen des Austausches mit anderen Schulen 68 3,3 0,7   7 3,3 0,5

Zunahme des Austausches in den letzten Jahren 70 3 0,8   7 3,1 0,4

Ausmaß der Konkurrenz zwischen Schulen (Skala) 70 2,8 0,5   7 2,6 0,3

Die Konkurrenz zwischen den Schulen geht zu Lasten der Qualität. 65 2,2 0,8   7 1,9 0,4

Anmerkungen: Vierstufige Skala von 1= trifft nicht zu bis 4 = trifft zu; Cronbachs alpha: Ausmaß der Konkurrenz zwischen Schulen = 
.71 (3 Items), Beispielitem: „Die Konkurrenz zwischen Schulen hat in den letzten Jahren deutlich zugenommen.“.
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9.4	 Zusammenfassung und Fazit

Im vorliegenden Kapitel wurden Ergebnisse über die Nutzung und Bewertung der 
Instrumente der datenbasierten Qualitätsentwicklung, der Zusammenarbeit von 
Schulleitung und Schulaufsicht sowie der Unterstützung der Qualitätsentwicklung 
und Steuerung aus Sicht der Bremer Schulleitungen sowie der Mitglieder der Schul-
aufsicht berichtet. Aus den stark deskriptiv orientierten Ergebnissen lässt sich nicht 
immer direkt Erklärungswissen ableiten. Somit kann aus den Darstellungen einzelner 
Aspekte nicht unmittelbar auf die dahinterliegenden Gründe der Akteure geschlossen 
werden. Zudem lassen die Befunde und das querschnittliche Design keine kausalen 
Schlüsse über Wirkungen zu. Für die Interpretation der Befunde und Hinweise gilt 
es, dies zu berücksichtigen. 

Auf Basis der Befunde für die beiden übergeordneten Schwerpunkte des Kapitels lässt 
sich folgendes zusammenfassendes Fazit ziehen: 

•	 Nutzung und Bewertung der datenbasierten Instrumente der Qualitätsent-
wicklung 

	 Die interne Evaluation ist am häufigsten Ausgangspunkt für datenbasierte 
Schul- und Unterrichtsentwicklung. Die Ergebnisse aus VERA und den zentra-
len Abschlussprüfungen sowie insbesondere das Schuldatenblatt werden hier-
für eher selten genutzt. Bemängelt wird von den Schulleitungen und Schulauf-
sichten gleichermaßen, dass den Schulen so gut wie keine externen Ressourcen 
zur Verfügung stehen, wie z.B. Zeit, Kompetenz oder Personal für die Auswertung 
der Daten und die Umsetzung von Maßnahmen der Schul- und Unterrichts-
entwicklung. Interessant ist, dass sich die überwiegende Mehrheit der Schul-
leitungen und alle Mitglieder der Schulaufsicht eine externe Evaluation wün-
schen, die gegenwärtig in Bremen ausgesetzt ist. Eine mögliche Erklärung hierfür 
könnte sein, dass die Schulen in der Vergangenheit positive Erfahrungen mit der 
externen Evaluation gemacht haben. In einer Studie wurde die externe Evaluation 
in Bremen weitgehend – auch im Vergleich zu anderen Bundesländern – positiv 
bewertet und konnte teilweise Entwicklungsimpulse setzen (Wurster, Feldhoff & 
Gärtner, 2016).

Die Mitglieder der Schulaufsicht sehen für ihre Arbeit mit den Schulen nur 
einen begrenzten Nutzen in den Instrumenten der datenbasierten Qualitätsent-
wicklung. Sie erhalten für sie weder neue oder relevante Informationen, noch 
eignen sich diese besonders für die Kontrolle oder Beratung der Schulen. Die 
Befunde sprechen dafür, dass die Bremer Schulaufsicht eher im Modus einer fall-
orientierten Beratung der Schulen agiert, die den Ergebnissen datenbasierter Ver-
fahren keine große Bedeutung beimisst. 

Die Befunde zur datengestützten Schul- und Unterrichtsentwicklung im Bre-
mer Schulsystem lassen vermuten, dass zumindest deren direkte Steuerungs-
wirkung eher gering ist. Eine Ausnahme ist die interne Evaluation, deren Inhalte 
und Durchführungsmodalitäten jedoch in Schulen eigenverantwortlich bestimmt 
werden. Allerdings wird die interne Evaluation derzeit stark anlassbezogen ein-
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gesetzt und erfolgt weniger systematisch, kontinuierlich und in ein Qualitäts-
management eingebunden. Eine Weiterentwicklung der internen Evaluation in 
Bezug auf diese Aspekte könnte ein großes Potential für die Steuerung schulischer 
Qualitätsentwicklung entfalten.

Offen bleibt, wie neben zusätzlichen Ressourcen eine Weiterentwicklung 
der Instrumente deren Nutzung erhöhen könnte und wie eine solche Weiter-
entwicklung aussehen könnte. Gemäß der Governance-Forschung ist es in diesem 
Kontext überaus bedeutsam, das Zusammenspiel der verschiedenen Maßnahmen 
und Instrumente der Steuerungs- und Unterstützungsarchitektur zu betrachten, 
da dessen Wirkung Ergebnis des komplexen Zusammenspiels der einzelnen Ele-
mente ist (Feldhoff, Durrer & Huber, 2012). Werden einzelne Aspekte isoliert 
betrachtet, kann es zu einer Über- oder Unterschätzung der Effekte führen. Ein 
großes Potenzial liegt in der koordinierten Nutzung der verschiedenen Daten-
bestände (Wurster, 2016), wenn zum Beispiel Schulen klassenbezogene Daten 
über die längsschnittlichen Entwicklungen ihrer Schülerinnen und Schüler ver-
knüpft mit Prozessdaten zum Unterricht zur Verfügung gestellt bekommen. Ziel 
eines holistischen Systems zur datengestützten Schul- und Unterrichtsentwicklung 
ist idealerweise nicht nur beschreibendes Wissen zu generieren, sondern mög-
lichst auch Diagnosewissen (z.B. Warum ist die Leistung schwächer?) und besten-
falls Handlungswissen (z.B. Welche Maßnahmen müssen ergriffen werden?) 
bereitzustellen (Maritzen, 2014). Zwar existieren in den deutschen Bundesländern 
und auch Bremen eine Reihe verschiedener Evaluationsverfahren, allerdings ste-
hen diese weitestgehend unverbunden nebeneinander, obwohl ein konzeptueller 
Bezug sinnvoll erscheint (Scheerens, Glas & Thomas, 2003). 

Auf Basis der berichteten Befunde bleibt zudem offen, warum die Schul-
leitungen und Mitglieder der Schulaufsicht den meisten datenbasierten Ver-
fahren relativ kritisch gegenüberstehen. Bezweifeln sie generell den Nutzen 
datenbasierter Verfahren? Ist die Skepsis in der Beschaffenheit und Qualität der 
Instrumente begründet, in den Rahmenbedingungen (v.a. fehlende Ressourcen), 
unter denen die Schulen die Instrumente nutzen sollen, oder im Zusammenspiel 
dieser Faktoren?

Die Freiräume im Zuge der Eigenverantwortung werden von den Schulen 
in allen Bereichen in relativ hohem Maße genutzt. Die Freiräume im Bereich 
Unterricht werden auch als ausreichend empfunden. Im Bereich Sachmittel-
budgetierung ist dies eher nicht der Fall. Die offenen Antworten zu Problemen 
mit den Freiräumen bieten nur wenige Hinweise (wie beispielsweise geringe 
Flexibilität) zur Unzufriedenheit mit den Freiräumen bezüglich der Sachmittel-
budgetierung. Hier bedarf es weiterer Klärung. Probleme der Nutzung der Frei-
räume beziehen sich primär auf die Bereiche Personalverantwortung (hoher zeit-
licher Aufwand, Probleme, geeignete Bewerberinnen und Bewerber zu finden 
bzw. für die Schule zu gewinnen). 

Die Qualität des Schulprogramms bewerten die Schulleitungen als eher und 
die Schulaufsichten (in Bremen) als eher weniger verbindlich und konkret. In 
Bremerhaven messen die Schulaufsichten dem Schulprogramm einen höhe-
ren Verbindlichkeitscharakter zu. Das in Bremen neu eingeführte Raster zum 
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Schulprogramm hat die Arbeit von Schulleitung und Schulaufsicht eher nicht 
erleichtert. Die Gründe hierfür bleiben offen. Ähnlich wie bei den datenbasierten 
Instrumenten, sehen die Mitglieder der Schulaufsicht darin auch keinen großen 
Nutzen für ihre Arbeit in Bezug auf relevante „neue“ Informationen sowie die 
Eignung für die Kontrolle oder Beratung von Schulen. Offen bleibt, ob die Mit-
glieder der Schulaufsicht einen anderen Nutzen im Schulprogramm sehen, der 
nicht mittels des Fragebogens erfasst wurde. Die Qualität der schulinternen Cur-
ricula wird von Schulleitung und Schulaufsicht hingegen als relativ hoch bewertet.

•	 Unterstützung der Qualitätsentwicklung und Zusammenarbeit im Schulsystem 
	 In Bezug auf die Zusammenarbeit zwischen Schulleitung und Schulaufsicht wird 

deutlich, dass die Schulaufsicht eher im Modus der Beratung als dem der Kont-
rolle agiert. Die Schulleitungen bescheinigen der Schulaufsicht eine hohe Unter-
stützungs- und Beratungsqualität. Sie haben weitgehende Gestaltungsfreiräume 
und fühlen sich weniger kontrolliert. Die Mitglieder der Schulaufsicht nehmen 
aus ihrer Sicht ihre Kontrollfunktion jedoch für sich in Anspruch. Die Zielver-
einbarungsgespräche werden von beiden Akteuren positiv bewertet, mit realisti-
schen, auf Daten basierenden und gemeinsam ausgehandelten Zielen und klaren 
Kriterien. Den Schulleitungen wird ein großer Entscheidungskorridor ermög-
licht, im Rahmen dessen sie die Ziele weitgehend selbst bestimmen können. Bei 
der Zusammenarbeit in Bezug auf die datenbasierte Entwicklung liegen die Ein-
schätzungen innerhalb der befragten Schulleitungen und zwischen Schulleitung 
und Schulaufsicht deutlicher auseinander. Die Schulleitungen an Gymnasien und 
Oberschulen haben eher nicht den Eindruck, dass sie von der Schulaufsicht auf-
gefordert werden, die vorhandenen Daten zu nutzen oder über gezogene Kon-
sequenzen zu berichten. Die Grundschulleitungen sehen sich eher zur Daten-
nutzung angehalten. Die Mitglieder der Schulaufsicht berichten hingegen, dass sie 
Schulen sowohl auffordern, Daten zu verwenden, als auch über daraus gezogene 
Konsequenzen zu informieren. Auch die Einschätzungen der Schulleitungen zur 
Kenntnis der Schulaufsicht über das Abschneiden der Schulen bei VERA und 
zentralen Prüfungen sind unterschiedlich. Die Grundschulleitungen attestie-
ren ihren Schulaufsichten eine gute Kenntnis, ihre Kolleginnen und Kollegen an 
Gymnasien und Oberschulen äußern sich dahingehend skeptischer. Die Befunde 
korrespondieren von der Tendenz her mit dem oben beschriebenen als gering 
eingeschätzten Nutzen der Daten für die Arbeit der Schulaufsicht. In den meis-
ten Bereichen sind die Einschätzungen von Schulaufsicht und Schulleitung rela-
tiv ähnlich. Dies spricht für eine gute Kenntnis der Schulen bzw. Schulleitungen 
durch die jeweilige Schulaufsicht. Aus diesem Grund wäre es lohnenswert, der 
Diskrepanz zwischen Einschätzungen der Schulleitungen und den Mitgliedern der 
Schulaufsicht im Bereich Unterstützung und Kontrolle datenbasierter Schul- und 
Unterrichtsentwicklung nachzugehen und zu prüfen, inwieweit die Unterschiede 
auf unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe oder eine unterschiedlich erlebte Praxis 
zurückzuführen sind. 

Neben dem Verhältnis von Schulleitung und Schulaufsicht dokumentie-
ren die Ergebnisse ein generelles Potenzial im Ausbau der Unterstützungs- und 
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Kooperationsstrukturen im Bremer Schulsystem, eine wahrgenommene Intrans-
parenz dieser Strukturen sowie ein tendenzielles Misstrauen von Seiten der 
Lehrerkollegien aus Sicht der Schulleitungen. Zudem bemängeln die Schul-
leitungen, dass verschiedene Akteure zu wenig Verantwortung für ihr Handeln 
übernehmen und dass gute Leistungen zu selten honoriert und schlechte Leistun-
gen zu selten sanktioniert werden. Jedoch besteht in diesem Bereich eine hohe 
Varianz, vor allem in den Einschätzungen der Schulleitungen. Offen bleibt, ob die 
Unterschiede eher auf unterschiedliche Bewertungsmaßstäbe oder Erfahrungen 
zurückzuführen sind. Womöglich könnte eine transparente und für Schulen sicht-
bare Arbeits- und Kooperationsstruktur ein wichtiger Aspekt sein, um zweifelnde 
oder skeptische Ansichten von Schulleitungen zu reduzieren. 

Schulleitungen bewerten die Unterstützung durch die SKB bei konkreten 
Anliegen und die Wertschätzung ihnen gegenüber verhalten positiv. Die Arbeit 
der Landesinstitute (LIS/LFI) wird von den Schulleitungen geschätzt. Das trifft 
insbesondere auf Grundschulen und in Bremerhaven zu. 90 Prozent der Schu-
len nehmen Unterstützungsangebote vom LIS/LFI in Anspruch. Während die 
Grundschulleitungen tendenziell zufrieden mit den Beratungs- und Fortbildungs-
angeboten für ihre Schul- und Unterrichtsentwicklung sind, schätzen die Schul-
leitungen an Gymnasien und Oberschulen den Nutzen als eher niedrig ein. Die 
Gründe hierfür sind unklar. In diesem Aspekt könnte ein großes Potenzial zur 
Steigerung der Unterstützungsqualität der Qualitätsentwicklung im Bremer Schul-
system liegen.

Die Bremer Schulen kooperieren in zunehmendem Maße. Gleichzeitig steigt 
jedoch das Ausmaß an empfundener Konkurrenz untereinander, insbesondere an 
den Gymnasien und Oberschulen. 
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10. 	Zentrale Befunde und Empfehlungen

Zentrale Befunde im Überblick

Schulisches Anwahlverhalten und Akzeptanz der neuen Schulstruktur
•	 Die Oberschule hat sich als zweite weiterführende Schulart neben dem 

Gymnasium etabliert und verzeichnet seit der Schulreform insgesamt betrachtet 
eine stabile Nachfrage. Rund 70 Prozent der Erstwunschanmeldungen an den 
weiterführenden Schulen richten sich auf den Besuch einer Oberschule, 30 Prozent 
auf das Gymnasium.

•	 Gleichwohl variiert die Schulnachfrage erheblich auf Ebene der einzelnen Schulen. 
Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen Oberschulen mit und Ober-
schulen ohne eigene Oberstufe. Während die Gruppe der Oberschulen ohne Ober-
stufe in allen Jahren seit Einführung der neuen Schulstruktur eine Unternach-
frage aufwies, waren die Oberschulen mit eigener Oberstufe übernachgefragt. 
Auch innerhalb der Gruppe der Oberschulen mit bzw. ohne Oberstufe findet 
sich jeweils eine hohe Variation in der Nachfragesituation. Die Unterschiede in 
der Schulnachfrage gehen mit substanziellen Unterschieden in der leistungs-
bezogenen Zusammensetzung der Schülerschaft einher. Schülerinnen und Schüler 
an stärker nachgefragten Schulen weisen günstigere Leistungsvoraussetzungen auf 
als Schülerinnen und Schüler an schwächer nachgefragten Schulen.

•	 Während die Nachfrageunterschiede über alle Schulen hinweg betrachtet (Gesamt-
system) über die Zeit relativ stabil geblieben sind, sind auf Ebene der einzelnen 
Schulen zum Teil deutliche Dynamiken in der Nachfrageentwicklung erkennbar, 
wobei sowohl steigende als auch sinkende Anmeldezahlen auftreten.

•	 Die Zusammenlegung der bisherigen nichtgymnasialen Schularten zur Oberschule 
wird von einer übergroßen Mehrheit der Schulleitungen (mehr als 90 Prozent) 
befürwortet und positiv bewertet. Die Mehrheit der Schulleitungen sieht in der 
neuen Schulstruktur einen stabilen, modernisierungsoffenen und zukunftsfähigen 
Rahmen für die fortlaufende qualitative Weiterentwicklung des Schulsystems. 
Auch bei den Eltern trifft die neue Schulstruktur nach Einschätzung der meisten 
Schulleitungen (ca. 85 Prozent) auf Akzeptanz. Ein sehr hoher Anteil der Schul-
leitungen an den Oberschulen (über 90 Prozent) und Grundschulen (über 80 Pro-
zent) spricht sich darüber hinaus für ein gänzlich ungegliedertes Schulsystem aus. 

•	 Auch die gemeinsame Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit und ohne 
sonderpädagogischen Förderbedarf erfährt hohe Akzeptanz. Mehr als 90 Prozent 
der Schulleitungen befürworten die inklusive Beschulung.

•	 Die Einschätzungen der Schulleitungen bezüglich des praktizierten Übergangsver-
fahrens von der Grundschule in die weiterführenden Schulen fallen differenziert 
aus. Weniger als die Hälfte der Schulleitungen zeigt sich „insgesamt zufrieden“ mit 
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dem Verfahren. 59 Prozent der Schulleitungen halten die Regelungen für die Auf-
nahme von Schülerinnen und Schülern an übernachgefragten Schulen für „fair“. 
Gleichwohl sind nach Ansicht der Schulleitungen mehr als 80 Prozent der Eltern 
mit der Wahl der weiterführenden Schule ihres Kindes zufrieden.

•	 An vielen Oberschulen sind die neue Schulstruktur und ihre Bestandteile zwar 
bereits zur Normalität geworden. Vor allem an Schulen mit eigener Oberstufe ist 
die Umwandlung zur Oberschule nach Einschätzung der Schulleitungen jedoch 
vielfach noch nicht abgeschlossen.

•	 Im deutlichen Gegensatz zur grundsätzlichen Befürwortung der zweigliedrigen 
Schulstruktur und der gemeinsamen Beschulung von Schülerinnen und Schülern 
mit und ohne sonderpädagogischem Förderbedarf stehen die von den Schul-
leitungen zum Teil als erheblich wahrgenommenen Defizite in der räumlichen, 
materiellen und vor allem personellen Ausstattung der Schulen. Die grundsätzliche 
Bereitschaft der Schulleitungen zur Umsetzung der neuen Schulstruktur geht viel-
fach einher mit einer Kritik an zu geringen Mitteln und einer aus Sicht der Schul-
leitungen unzureichenden Unterstützung durch die Bildungsverwaltung.

Bildungsbeteiligung, -verläufe und -abschlüsse 
•	 Mit der Oberschule wurde neben dem Gymnasium eine zweite Säule im Bremer 

Sekundarschulsystem etabliert. Im Schuljahr 2016/17 besuchten nahezu drei 
Viertel der Schülerinnen und Schüler der 5. Jahrgangsstufe die Oberschule, 
etwas über ein Viertel das Gymnasium. Rund 40 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler an Oberschulen gingen im Anschluss an die 10. Jahrgangsstufe im Schul-
jahr 2017/18 in eine gymnasiale Oberstufe über. Damit stellen die Oberschulen in 
Bremen in den kommenden Jahren einen substanziellen Anteil der bremischen 
Abiturientinnen und Abiturienten. In keinem anderen Bundesland erwirbt ein 
vergleichbar hoher Anteil der Abiturientinnen und Abiturienten die allgemeine 
Hochschulreife an einer weiterführenden Schulform jenseits des allgemein-
bildenden Gymnasiums.

•	 Das Reformziel der inklusiven Beschulung ist auf quantitativer Ebene weit-
gehend erreicht. In der Sekundarstufe I wird der Großteil der Schülerinnen und 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf an Oberschulen sowie – in deut-
lich geringerem Umfang – auch an Gymnasien unterrichtet. Förderzentren haben 
als Beschulungsorte seit der Reform stark an Bedeutung verloren. Im Schuljahr 
2016/17 wurden lediglich 10 Prozent der Schülerinnen und Schüler mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf an einem Förderzentrum unterrichtet.

•	 Als Konsequenz der im Rahmen der Schulreform erfolgten Abschaffung der ver-
pflichtenden Klassenwiederholungen im Falle unzureichender Leistungen hat sich 
die Zahl der Klassenwiederholungen in der Sekundarstufe I erheblich reduziert. In 
der gymnasialen Oberstufe, in der Klassenwiederholungen weiterhin vorgesehen 
sind, ist der Anteil an nichtversetzten Schülerinnen und Schülern hingegen leicht 
angestiegen, sodass sich die Klassenwiederholung zumindest in Teilen auf einen 
späteren Zeitpunkt in der Schullaufbahn verschoben zu haben scheint. Wechsel 
der Schulart zwischen dem Gymnasium und den nichtgymnasialen Schulen in 
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der Sekundarstufe I haben sich infolge der Einführung der Oberschule deutlich 
reduziert.

•	 In den letzten zehn Jahren ist in Bremen ein Trend zu höherwertigen Schulab-
schlüssen sichtbar, was der bundesweiten Entwicklung entspricht. Nach der Schul-
reform im Jahr 2009 ist die Abiturientenquote an den allgemeinbildenden Schulen 
Bremens um 5 Prozentpunkte auf 40 Prozent im Jahr 2016 angestiegen, wobei 
zu berücksichtigen ist, dass die ersten Schülerinnen und Schüler, die unmittel-
bar nach der Grundschule auf eine Oberschule übergegangen sind, erst im Schul-
jahr 2017/18 ihr Abitur absolvieren. Der Anteil an Schülerinnen und Schülern, die 
die Schule mit Mittlerem Schulabschluss verlassen, ist im Gegenzug seit dem Jahr 
2009 rückläufig. Der Anteil der Schülerinnen und Schüler ohne Schulabschluss 
bewegt sich seit dem Jahr 2009 mit kleineren Schwankungen zwischen ca. 6 und 
8 Prozent.

Schülerkompetenzen vor und nach der Schulreform
•	 Die von Neuntklässlerinnen und Neuntklässlern im Fach Deutsch erreich

ten Kompetenzen sind zwischen den Jahren 2009 und 2015 trotz der schul
strukturellen Veränderungen weitgehend stabil geblieben. Signifikant ungünstige 
Entwicklungen zeigen sich lediglich in den Bereichen Lesen und Zuhören für 
Schülerinnen und Schüler, die die Allgemeine Hochschulreife anstreben, sowie im 
Bereich Lesen für Schülerinnen und Schüler, die ein Gymnasium besuchen. Signi-
fikant positive Trends sind ebenfalls nur sehr vereinzelt zu verzeichnen, und zwar 
im Bereich Orthografie zum einen für Jugendliche an nichtgymnasialen Schularten 
und zum anderen für Jugendliche, die den Mittleren Schulabschluss anstreben. 

•	 Im Fach Englisch haben sich die erreichten Kompetenzen der Schülerinnen und 
Schüler nahezu durchgängig positiv entwickelt, was dem allgemein in Deutschland 
zu beobachtenden Trend entspricht. 

•	 Die Streuung der erreichten Kompetenzen hat sich im Fach Deutsch für das 
Zuhören und im Fach Englisch vor allem für das Leseverstehen signifikant erhöht. 
Eine signifikante Reduktion der Streuung ist für keinen Kompetenzbereich zu ver-
zeichnen. 

•	 In den Kompetenzbereichen Zuhören und Orthografie im Fach Deutsch sowie im 
Kompetenzbereich Hörverstehen im Fach Englisch erreicht mehr als die Hälfte der 
Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf in den Förder-
schwerpunkten „Lernen“, „emotionale und soziale Entwicklung“ und „Sprache“ die 
Mindeststandards für den Hauptschulabschluss; im Lesen im Fach Deutsch und im 
Leseverstehen im Fach Englisch sind die Anteile dagegen deutlich geringer. Damit 
scheint in beiden Fächern eine besondere Herausforderung in der Förderung des 
verstehenden Lesens von Texten zu bestehen. Aufgrund fehlender Vergleichswerte 
für das Jahr 2009 können allerdings keine Aussagen darüber getroffen werden, 
inwieweit sich die von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf erreichten Kompetenzen über die Zeit verändert haben. 

•	 Im Hinblick auf die Ziele der Schulreform lassen sich anhand der Ergebnisse für 
die von Schülerinnen und Schülern erreichten Kompetenzen keine abschließenden 
Schlüsse ziehen. So ist zu berücksichtigen, dass die Befunde nur einen Zwischen-
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stand wiedergeben, da die Systemänderung bis zum zweiten Messzeitpunkt im 
Frühjahr 2015 noch nicht vollständig vollzogen war. Zudem wurden nur die 
Schülerleistungen in den Domänen Deutsch und Englisch untersucht. Inwieweit 
sich die im jüngsten IQB-Bildungstrend für die Grundschule feststellbaren 
ungünstigen Entwicklungen in Mathematik auch in Leistungsrückgängen an 
den weiterführenden Schulen niederschlagen werden, ist gegenwärtig noch nicht 
absehbar. 

•	 Zu berücksichtigen ist weiterhin, dass sich im Untersuchungszeitraum die Hetero-
genität der Schülerschaft an allgemeinbildenden Schulen erhöht hat, insbesondere 
durch den gestiegenen Anteil von Schülerinnen und Schülern mit Zuwanderungs-
hintergrund und durch die im Rahmen der Schulreform umgesetzte Inklusion von 
Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Vor diesem 
Hintergrund kann die weitgehende Stabilität, die für die erreichten Kompetenzen 
im Fach Deutsch zu verzeichnen ist, durchaus als Erfolg gewertet werden. 
Zugleich bedeutet die Stabilität jedoch auch, dass die Herausforderungen, die in 
den Ländervergleichsstudien bzw. Bildungstrends des IQB für Bremen wiederholt 
identifiziert worden sind, weiterhin bestehen. 

Soziokulturelle Disparitäten im Bildungserfolg
•	 In Bezug auf die Entwicklung soziokultureller Disparitäten zeigt sich, dass die 

Herkunftsmerkmale der Schülerinnen und Schüler auch nach der Reform eng mit 
dem individuellen Bildungsverlauf und Bildungserfolg zusammenhängen. 

•	 Schülerinnen und Schüler aus sozial schwachen und aus zugewanderten Familien 
besuchen nach wie vor seltener das Gymnasium und die gymnasiale Oberstufe 
und erlangen entsprechend seltener das Abitur. Es bleibt abzuwarten, inwiefern 
sich diese Kopplung in den zukünftigen Abschlusskohorten aus der Oberschule 
reduzieren wird und auch Schülerinnen und Schüler aus Familien mit niedrigerem 
sozioökonomischem Status in zunehmendem Maß das Abitur erwerben werden. 

•	 Schülerinnen und Schüler aus sozial weniger privilegierten Verhältnissen und mit 
Migrationshintergrund verlassen die Schule auch häufiger ohne Abschluss. Es 
finden sich Hinweise darauf, dass sich dieser Zusammenhang mit Blick auf den 
Migrationshintergrund in den letzten Jahren tendenziell verstärkt hat, was zum 
Teil auch durch die aktuellen Zuwanderungsbewegungen infolge des gestiegenen 
Flüchtlingsaufkommens bedingt sein könnte. 

•	 Für die Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfes zeigt sich, dass 
Kinder und Jugendliche, die eine entsprechende Diagnose erhalten haben, auch 
nach der Reform häufiger aus sozial schwächeren Verhältnissen stammen. Seit 
dem Schuljahr 2013/14 ist der Anteil der Erstfeststellungen in der Gruppe der 
Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund angestiegen, was vermutlich 
ebenfalls mit der gestiegenen Anzahl von Schülerinnen und Schülern mit Flücht-
lingshintergrund zusammenhängen könnte und genauer untersucht werden sollte. 

•	 Die soziokulturellen Disparitäten im Kompetenzerwerb in den Fächern Deutsch 
und Englisch haben sich zwischen den Jahren 2009 und 2015 insgesamt betrachtet 
kaum verändert.
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•	 Insgesamt bleiben soziokulturelle Disparitäten im Bildungserfolg auch nach der 
Schulreform eine der drängenden Herausforderungen im Bremer Schulsystem. 
Dies gilt jedoch in ähnlicher Weise auch für die anderen Bundesländer.

Inklusion und Diagnostik im Bremer Schulsystem 
•	 In einer qualitativen Untersuchung zur Umsetzung der Inklusion in den Ober-

schulen zeigt sich eine deutliche Identifikation aller befragten Akteursgruppen 
(Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Zentren für unterstützende Pädagogik 
(ZuP) und der Regionalen Beratungs- und Unterstützungszentren (ReBUZ), 
Schul- und ZuP-Leitungen, Jahrgangs- bzw. jahrgangsübergreifende Teams) mit 
dem Reformvorhaben. Inklusive Wertorientierungen und Handlungsbereitschaften 
scheinen unter den allgemeinen und sonderpädagogischen Lehrkräften, den ZUP-
Leitungen und dem weiteren pädagogischen Personal gut verankert zu sein. 

•	 Die inklusionsbedingte Belastung wird durchgängig als hoch wahrgenommen. 
Die Probleme aufgrund des Fachkräftemangels und der damit einhergehenden 
unbesetzten Stellen sowie eine mangelhafte Ausstattung sowohl mit Förder-
ressourcen als auch mit Lehrkräften werden beklagt. Kritisiert werden fehlende 
Kooperationszeiten und die als problematisch zu bewertende Verwendung sonder-
pädagogischer Ressourcen für die Vertretung von Unterricht. Hier bedarf es ent-
sprechend eingehender Prüfungen des Ressourceneinsatzes.

•	 Die befragten Oberschulen sind unterschiedlich weit auf dem Weg zu einer 
inklusiven Schulkultur vorangeschritten. Oberschulen mit einem engen, auf 
Schülerinnen und Schüler mit besonderen Förderbedarfen begrenzten Inklusions-
verständnis stehen neben solchen, die sich an einem weiten, auf unterschied-
liche Problemlagen bezogenen Inklusionsbegriff orientieren. Entsprechend 
unterscheiden sich die wahrgenommenen und zugeschriebenen Rollen und 
Zuständigkeiten der sonderpädagogischen Lehrkräfte. An Oberschulen mit einem 
engeren Inklusionsverständnis wird die Förderung sonderpädagogisch statuierter 
Schülerinnen und Schüler weitgehend an die sonderpädagogisch qualifizierten 
Lehrkräfte delegiert, während an Oberschulen mit weitem Inklusionsverständ-
nis die Förderung aller Schülerinnen und Schüler als gemeinsame Aufgabe aller 
pädagogischen Lehr- und Fachkräfte angenommen wird.

•	 Die im Rahmen der Reform etablierten Formate der Zentren für unterstützende 
Pädagogik (ZuP) in den Schulen und der Regionalen Beratungs- und Unter-
stützungszentren (ReBUZ) werden als zielführende Einrichtungen unter der 
Perspektive der Bündelung sonderpädagogischer, sozialpädagogischer und psycho-
logischer Expertise sowie als Orte multiprofessioneller Teamarbeit beurteilt. 
Allerdings scheint es zum Teil an Transparenz bezüglich der Klärung von 
Zuständigkeiten zwischen den Ebenen ZuP und ReBUZ zu mangeln.

•	 Kritisch bewertet wird die Unterstützung von Seiten der Bildungsverwaltung, die 
sich nach Einschätzung der Befragten nicht in top-down verordneten Steuerungs-
maßnahmen, sondern in verbindlichen Rahmenkonzepten (u.a. inklusive 
Curricula, Lern- und Arbeitsmaterialien, Übergangsgestaltung, multiprofessionelle 
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Kooperation) niederschlagen sollte, an deren Entwicklung die ZuP-Leitungen, 
Lehr- und Fachkräfte beteiligt werden wollen.

•	 Der für erfolgreichen inklusiven Unterricht grundlegende Einsatz förder-
relevanter Diagnostik unterscheidet sich zwischen den Schulen deutlich. Über die 
zur Eingangsdiagnostik in Jahrgang 5 eingesetzten Verfahren zur Erhebung der 
Leistungsstände in Deutsch und Mathematik hinaus wird eine prozessbegleitende 
Diagnostik in den weiteren Schuljahren nur an einigen Schulen systematisch 
umgesetzt, die diese in ihre Arbeit mit Kompetenzrastern integrieren und turnus-
gemäß im Rahmen von Lernentwicklungsgesprächen mit Schülerinnen und 
Schülern und Eltern Lernvereinbarungen treffen. An anderen Schulen erfolgt dies 
hingegen nur sporadisch.

•	 Eine ambivalente Haltung wird in Bezug auf die Statuierungsdiagnostik deut-
lich: Sie wird einerseits im Widerspruch zur Grundidee einer inklusiven 
Schule gesehen, andererseits aber als notwendig erachtet für die Verteilung von 
Schülerinnen und Schülern mit Förderbedarfen auf die Lerngruppen sowie für 
das Sichtbarmachen der Bedarfe und der benötigten sonderpädagogischen Aus-
stattung. 

Ganztag
•	 In Bremen findet, wie in den übrigen Bundesländern auch, ein Ausbau von Ganz-

tagsschulen statt. Im Primarbereich ist Bremen hier lange Zeit einen Sonderweg 
gegangen und hat auf den Ausbau gebundener Ganztagsschulen gesetzt, während 
in den übrigen Bundesländern offene Ganztagsgrundschulen präferiert werden. 
Dies schlägt sich insgesamt in einer niedrigeren Anzahl an Ganztagsschulen 
nieder. Erst in den letzten Jahren werden in Bremen verstärkt offene Ganztags-
schulen eingerichtet. Eine Bewertung dieser Veränderung ist aufgrund der vor-
liegenden Daten nicht möglich, da in der aktuellen Schulleitungsbefragung der 
Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (StEG) die offene Organisationsform 
unterrepräsentiert ist. 

•	 Die Schulleitungen an Bremer Ganztagsgrundschulen berichten erfreulicherweise 
von deutlich weniger Problemen bei der Umsetzung des Ganztags als es in den 
übrigen Bundesländern der Fall ist. Dies betrifft beispielsweise längere Öffnungs-
zeiten sowie die Nutzung dieser zeitlichen Möglichkeiten. Ebenso sind in Bremen 
mehr Schulen mit der materiellen und räumlichen Ausstattung zufrieden als in 
anderen Bundesländern. Vergleichsweise unzufrieden sind die Schulleitungen der 
Primarschulen jedoch mit der personellen Ausstattung.

•	 Bei den Schulen der Sekundarstufe I (ohne Gymnasium) bestehen weniger Unter-
schiede zu den Vergleichsschulen der anderen Bundesländer. In organisatorischer 
Hinsicht wird hier auch in Bremen verstärkt auf teilgebundene Modelle gesetzt, 
wobei die Öffnungszeiten etwas kürzer ausfallen als im Bundesdurchschnitt. 
Die Schulleitungen der Schulen der Sekundarstufe I (ohne Gymnasium) sind 
zufriedener mit ihrer personellen Ausstattung und zugleich unzufriedener mit 
ihrer räumlichen und materiellen Ausstattung als Schulleitungen an Ganztags-
schulen des Sekundarbereichs (ohne Gymnasium) in anderen Bundesländern. 
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•	 Während insgesamt die Situation und die Gestaltung des Ganztags an den Bremer 
Ganztagsschulen positiv eingeschätzt wird, geben die Schulleitungen an, dass sie 
Schwierigkeiten bei der Finanzierung des Ganztags haben. Ebenso berichten die 
Schulen, bei der Gewinnung von außerschulischen Kooperationspartnern und bei 
der Rekrutierung von Personal Schwierigkeiten zu haben.

•	 Im Vergleich zum Jahr 2007 ergibt die Befragung der Schulleitungen im Jahr 2015 
insgesamt eine positive Bilanz. Lag Bremen – gemessen an den Einschätzungen 
der Befragten im Jahr 2007 – in manchen Bereichen noch unter dem Bundes-
durchschnitt, bewerten die Schulleitungen die Situation im Jahr 2015 insgesamt 
positiver. 

Steuerung und Qualitätsentwicklung
•	 Einschätzungen von Schulleitungen sowie Vertreterinnen und Vertretern der 

Schulaufsicht weisen darauf hin, dass die Möglichkeiten datenbasierter Verfahren 
für die schulische Qualitätsentwicklung bislang nicht ausgeschöpft werden. Der 
mit den entsprechenden Verfahren (z.B. Vergleichsarbeiten, zentrale Abschluss-
prüfungen, schulstatistische Daten) einhergehende Nutzen wird überwiegend 
zurückhaltend bewertet. Oft fehle es an den notwendigen Ressourcen (Zeit, 
Kompetenz oder Personal) für die Auswertung der Daten und die Umsetzung von 
Maßnahmen der Schul- und Unterrichtsentwicklung. Eine Ausnahme stellen die 
schulinternen Evaluationsverfahren dar, die als vergleichsweise gewinnbringend 
eingeschätzt werden. Externe Evaluationen (z.B. durch Schulinspektionen) finden 
in Bremen aktuell nicht statt, obwohl diese von einem großen Teil der Schul-
leitungen und Schulaufsichten als sinnvoll erachtet werden.

•	 Die Zusammenarbeit zwischen den Schulen und der zuständigen Schulaufsicht 
ist von gegenseitigem Vertrauen geprägt. Die Schulleitungen bescheinigen der 
Schulaufsicht eine hohe Unterstützungs- und Beratungsqualität und nehmen sie 
weniger als Kontrollinstanz, sondern eher als beratende Partner wahr, wenngleich 
die Schulaufsicht durchaus auch eine Kontrollfunktion für sich beansprucht. Die 
wahrgenommene Unterstützung der Schulleitungen durch Landesinstitute und die 
Senatorische Behörde für Kinder und Bildung fällt differenziert aus und weist auf 
Optimierungsbedarf in der Unterstützung der Schulen hin.

Empfehlungen
Die beiden Kernelemente der Schulreform, die neu geschaffene Oberschule und 
die gemeinsame Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit und ohne sonder-
pädagogischem Förderbedarf, finden an den Schulen und bei den Eltern große 
Akzeptanz. Die an den weiterführenden Schulen erzielten Bildungsergebnisse sind 
im Umstellungsprozess überwiegend stabil geblieben, was gerade auch angesichts 
der zunehmenden Heterogenität der Schülerschaft infolge des gestiegenen Anteils 
von Schülerinnen und Schülern mit Zuwanderungshintergrund und der inklusiven 
Beschulung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
nicht zwangsläufig zu erwarten war. Die Expertengruppe sieht in der neuen Schul-
struktur einen zukunftsfähigen und modernisierungsoffenen Rahmen und empfiehlt, 
die neu geschaffenen Strukturen beizubehalten. Die Stabilität in den Bildungsergeb-
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nissen und den Mustern soziokultureller Disparitäten im Bildungserfolg weist im 
Umkehrschluss aber auch darauf hin, dass die drängenden Probleme eines niedrigen 
Leistungsniveaus und einer engen Kopplung von soziokultureller Herkunft und 
Bildungserfolg in Bremen unverändert bestehen. Es bedarf daher weiterer Maß-
nahmen, um die schulische und unterrichtliche Arbeit in den neu geschaffenen 
Strukturen zielgerichtet weiterzuentwickeln und zu optimieren. Die Expertengruppe 
empfiehlt folgende Maßnahmen:

1.	 Ein zentraler Ansatzpunkt für die Weiterentwicklung liegt im Bereich der daten-
basierten Schul- und Unterrichtsentwicklung. Zwar kommen in Bremen bereits 
verschiedene Verfahren wie Vergleichsarbeiten, zentrale Abschlussprüfungen 
und die Bereitstellung schulstatistischer Daten zur Anwendung. Der Einsatz 
erfolgt jedoch oftmals unverbunden, unsystematisch und überwiegend ohne hin-
reichende Überprüfung der Wirkungen von Maßnahmen, die aus den Ergeb-
nissen abgeleitet wurden. Entsprechend wird der wahrgenommene Nutzen der 
Verfahren auf Seiten der Schulen bislang überwiegend als gering eingeschätzt. 
Die Expertengruppe empfiehlt eine Bündelung, Erweiterung und zielgerichtete 
Abstimmung der verschiedenen Verfahren und Maßnahmen, um die Potentiale 
der datenbasierten Schul- und Unterrichtsentwicklung besser zu nutzen. Im Zen
trum aller Bemühungen muss dabei die Nutzbarkeit der Ergebnisse für die Schu-
len stehen, auch um die Akzeptanz der Verfahren zu gewährleisten. Zentral sind 
Maßnahmen, die auf die Praktikabilität und Umsetzbarkeit der Verfahren, die 
bedarfsgerechte Unterstützung der Schulen sowie auf die Überprüfung der Wir-
kungen eingeleiteter Schritte der Schul- und Unterrichtsentwicklung abzielen. Die 
Expertengruppe begrüßt die durch die Senatorische Behörde für Kinder und Bil-
dung geplante Neustrukturierung der verschiedenen Abteilungen und Bereiche 
der schulischen Qualitätsentwicklung in Form eines Instituts für Qualitätsent-
wicklung in Bremen (IQHB) und die damit intendierte Neujustierung und Schär-
fung der Aufgabenprofile, Zuständigkeiten und Zusammenarbeit von Schulen, 
Schulaufsicht, IQHB und dem ebenfalls in die Umstrukturierungen einbezogenen 
Landesinstitut für Schule (LIS) in Bremen bzw. Lehrerfortbildungsinstitut (LFI) in 
Bremerhaven. Auch die vorgesehene längsschnittliche Erfassung von Lernverläufen 
mit dem in Hamburg bereits entwickelten und erfolgreich eingesetzten KER-
MIT(Kompetenzen ERMITteln)-Instrumentarium erachtet die Expertengruppe 
in Verbindung mit geeigneten Verfahren der Rückmeldung und Unterstützung 
als erfolgversprechend. Zusammen mit den in Bremen bereits vorhandenen indi-
viduellen Schülerverlaufsdaten läge damit eine umfassende und differenzierte 
Datenbasis vor, die vielfältige Ansatzpunkte für Maßnahmen der Qualitätsent-
wicklung auf der Unterrichts-, Schul- und Systemebene böte. Auch die Wieder-
aufnahme der externen Evaluation sollte nach Ansicht der Expertengruppe in die 
Neuorchestrierung der verschiedenen Verfahren der Qualitätsentwicklung und 
Qualitätssicherung aufgenommen werden, um den Schulen die externe Spiege-
lung ihrer Arbeitsprozesse und -ergebnisse zu ermöglichen. Die Auswertung der 
mit den verschiedenen Verfahren gewonnenen Erkenntnisse sollte in Zusammen-
arbeit mit der Schulaufsicht geschehen, um passgenaue und wirksame Maß-
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nahmen abzuleiten und Unterstützung zu bieten. Schulleitungen, Lehrkräfte und 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Schulaufsicht sind in geeigneter Form auf 
den Umgang mit den datenbasierten Verfahren der Schul- und Unterrichtsent-
wicklung vorzubereiten. 

2.	 Der zweite zentrale Ansatzpunkt liegt in der Ressourcenausstattung der Schu-
len. Insbesondere im Bereich der personellen, aber auch hinsichtlich der räum-
lich-materiellen Ausstattung werden seitens der Schulen zum Teil erhebliche 
Engpässe und Bedarfe gesehen. Dies gilt in besonderem Maße für Schulen in 
herausfordernden sozialen Lagen und für die Umsetzung der Inklusion. In Ver-
bindung mit einer systematischen Bestandsaufnahme und Analyse der gegen-
wärtigen Ressourcenausstattung müssen vor dem Hintergrund der unveränderten 
soziokulturellen Disparitäten im Bildungserfolg Maßnahmen der differenziellen 
und bedarfsorientierten Ressourcenzuweisung entwickelt und umgesetzt werden, 
und zwar in deutlich stärkerem Ausmaß als bislang geschehen. Die Experten-
gruppe empfiehlt die Einrichtung einer ressortübergreifenden Arbeitsgruppe im 
Bremer Senat, die die Ressourcenausstattung einer systematischen Prüfung unter-
zieht und dabei auch Vertreterinnen und Vertreter aus Wirtschaft, Verbänden 
und Interessenvertretungen anhört, um Möglichkeiten zur Optimierung der 
Ressourcenausstattung und deren Verteilung an den Bremer Schulen zu identi-
fizieren und tragfähige Konzepte und Vorschläge zu erarbeiten. Dabei sollte auch 
ein System der Rechenschaftslegung zum Einsatz bereitgestellter Ressourcen vor-
gesehen werden. 

3.	 Ähnlich wie im Land Berlin finden sich im Bereich der nichtgymnasialen Schulen 
deutliche Unterschiede im Anwahlverhalten und der Schülerzusammensetzung 
an Oberschulen mit und ohne eigene Oberstufe. Ähnliches zeigt sich für die 
Übergangsquoten in die gymnasiale Oberstufe. Im Schuljahr 2017/18 gingen 48 
Prozent der Schülerinnen und Schüler aus Oberschulen mit eigener Oberstufe im 
Anschluss an die 10. Jahrgangsstufe in eine gymnasiale Oberstufe über. An Ober-
schulen ohne eigene Oberstufe war dies bei 38 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler der Fall. Um Unterschiede in der Schulnachfrage zu reduzieren, emp-
fiehlt die Expertengruppe die Kooperation zwischen Schulen ohne eigene Oberstufe 
und den Oberstufen anderer Schulen weiter zu intensivieren und die Möglich-
keit zum Erwerb des Abiturs an allen Schulen auch für die Eltern von Beginn an 
noch sichtbarer zu machen. Als förderlich könnten sich hier eine noch zielgerich-
tetere Beratung seitens der Grundschulen über die vorhandenen Anschlussmöglich-
keiten sowie ein stärkerer Personalaustausch zwischen den Einrichtungen der 
Sekundarstufe I und II erweisen, um den Verbundcharakter stärker zu betonen. 
Hier können diejenigen Oberschulen, die aus den ehemaligen Schulzentren der 
Sekundarstufe I (mit Gymnasialabteilung, in der Regel ohne eigene Oberstufe), 
hervorgegangen sind, möglicherweise nützliche Erfahrungen einbringen.

 
4.	 Bei Schulen mit sehr niedriger Nachfrage, die mit einer Kumulation ungünstiger 

Merkmale der Schülerkomposition und der Schulqualität (etwa in Folge einer 
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nicht mehr zu gewährleistenden Fachlichkeit des Unterrichts) zusammenfällt, 
sind besondere Anstrengungen und Maßnahmen erforderlich, um sie in ihrer 
Arbeit zu unterstützen und in ihrer Profilbildung zu stärken. Gleichwohl ist 
herauszustellen, dass die Zusammensetzung der Schülerschaft zwischen Schulen 
unabhängig von schulischen Ausgestaltungsmerkmalen zum großen Teil immer 
auch Spiegelbild des regionalen Einzugsgebietes ist. Insofern lassen sich stärkere 
Angleichungen in der Schülerzusammensetzung letztlich nur über eine Reduk-
tion soziokultureller Unterschiede zwischen den verschiedenen Stadtregionen 
erreichen. Maßnahmen, die in diese Richtung wirken, gehen jedoch weit über 
die Möglichkeiten des Bildungssystems hinaus und bedürfen entsprechend einer 
ressortübergreifenden Zusammenarbeit.

5.	 Als ein weiterer zentraler Ansatzpunkt für die Verbesserung der von Schülerin-
nen und Schülern erreichten Kompetenzen wird der Ausbau der Maßnahmen zur 
frühen Sprachförderung gesehen. Hier sind die Fundierung, Umsetzung und Wirk-
samkeit der in Bremen vorhandenen Verfahren zu überprüfen und bei Bedarf 
anzupassen. Die Maßnahmen der Sprachförderung sollten dabei an ein indivi-
duelles Entwicklungsmonitoring gekoppelt werden, um die Förderung im Ent-
wicklungsverlauf bedarfsgerecht anpassen zu können.

6.	 Angesichts eines insgesamt als erfolgreich zu bewertenden Ganztagsschulaus-
baus, insbesondere im Primarbereich, sollte versucht werden, das erreichte Niveau 
zu halten. Dies gilt besonders angesichts der Tatsache, dass sich der Ausbau im 
Primarbereich seit etwa fünf Jahren von gebundenen Ganztagsgrundschulen auf 
offene Organisationsformen verschoben hat. Dazu fehlt aber offensichtlich eine 
systematische, explizite Strategie des Senats. Zudem liegen hierzu bislang keine 
empirischen Daten vor, so dass eine Evaluation der offenen Ganztagsgrundschulen 
und eine anschließende politische Neubestimmung der Ausbaustrategie sinn-
voll wäre. Darüber hinaus ist eine Verbesserung der personellen Ausstattung an 
Primarschulen erforderlich, sowohl für die Bewältigung des Ganztags als auch 
für zusätzliche Aufgaben, die im Zuge der Inklusion von Schülerinnen und Schü-
lern mit sonderpädagogischen Förderbedarfen entstehen. Zugleich sind die Schu-
len mit der finanziellen Ausstattung unzufrieden, so dass auch in dieser Hinsicht 
Verbesserungen erwogen werden sollten. Schulen der Sekundarstufe I sollten ihre 
Öffnungszeiten (bis zur 7. Klasse) erweitern. Insgesamt ist bei den Ganztagsschulen 
der Sekundarstufe I ein größerer Entwicklungsbedarf festzustellen als bei Primar-
schulen, sodass in den nächsten Jahren ein Schwerpunkt der Ganztagsschulpolitik 
im Sekundarbereich liegen sollte. 

7.	 Eine zentrale Herausforderung besteht in der Reduktion des Anteils von Schü-
lerinnen und Schülern, die Mindeststandards im Bereich der schulischen Basis-
kompetenzen verfehlen und die Schule ohne Abschluss verlassen. Dies trifft zu 
einem besonders hohen Anteil auf Schülerinnen und Schüler aus sozial schwa-
chen und zugewanderten Familien zu. Auch hier ist im Zusammenspiel von indi-
vidueller Entwicklungsdiagnostik, zusätzlichen Förderangeboten (auch in den 
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Ferienzeiten) und einer entsprechenden Ressourcenausstattung nach effektiven 
Möglichkeiten und Wegen zu suchen, um die Förderung schulischer Basiskom
petenzen zu verbessern. Dies schließt auch Kooperationen zwischen allgemein-
bildenden und beruflichen Schulen, den Sozialpartnern sowie dem Sozial- und 
Jugendamt ein.

8.	 Spezifisch für den Bereich der Inklusion werden von der Expertengruppe folgende 
Maßnahmen vorgeschlagen:

•	 Einrichtung einer kontinuierlich tagenden Arbeitsgruppe inklusive Bildung bei 
der Senatorischen Behörde, dem geplanten Institut zur Qualitätsentwicklung 
in Bremen (IQHB) oder beim Landesinstitut für Schule (LIS) unter Beteiligung 
der ZuP- und ReBUZ-Leitungen sowie der Schulaufsichten, um die Qualitäts-
sicherung und einen hochwertigen inklusiven Unterricht zu gewährleisten, 
verbindliche Verfahren für die Übergangsgestaltung zu vereinbaren und den 
Schulen gegenseitige Unterstützung im Entwicklungsprozess zu ermöglichen 
(z.B. mit Tandembildung zwischen Schulen mit viel und weniger Inklusions-
erfahrung). 

•	 Koordination dieser Arbeitsgruppe durch eine für die inklusive Bildung 
zuständige Dauerstelle in der Behörde; sie sollte dafür sorgen, dass die Schulen 
in ihrem Entwicklungsprozess begleitet werden; denkbar wäre eine Begleitung 
durch externe Evaluationen mit Beratungsschwerpunkt wie z.B. „inklusive Schul-
hospitationen“ (nach Hamburger Vorbild); eine solche Unterstützungsstruktur 
würde darauf abzielen, (inklusive) förderliche Strukturen und Praktiken in den 
Schulen in Kooperation mit den Schulaufsichten weiterzuentwickeln. 

•	 Systematische Überprüfung der Ressourcenausstattung und deutliche 
Anstrengungen zur Rekrutierung von Fachpersonal und Besetzung der vakanten 
Stellen in den Schulen; Berücksichtigung der in den letzten Jahren deut-
lich angestiegenen Zahlen von Schülerinnen und Schülern mit einem sonder-
pädagogischen Förderbedarf und mit geringen Deutschkenntnissen, der sich im 
Primarbereich mindestens ebenso deutlich abzeichnen dürfte wie im Sekundar-
bereich, bei der pauschalen Ausstattung mit Förderressourcen. Ausstattung der 
Schulen mit sonderpädagogischem Personal (z.B. Vorhalten von mindestens einer 
sonderpädagogischen Stelle pro 3-zügigem Jahrgang). Die vorgesehenen drei 
sonderpädagogischen Lehrerstunden pro Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf LSE liegen an der unteren Grenze, der für die Schulen angesichts 
insgesamt hoher Belastungen als verkraftbar wahrgenommenen Kapazitäten. 

•	 Die Einbindung sozialpädagogischer Fachkräfte insbesondere in sozioöko-
nomisch und soziokulturell besonders belasteten Schulen erweist sich als ziel-
führend und sollte weiter ausgebaut werden. Die Einbindung in die ZuP-
Struktur sollte systematisch unterstützt werden. 

•	 Verbindliche, in den Stundenplänen verankerte Kooperationszeiten in den Jahr-
gangsteams bzw. jahrgangsübergreifenden Teams und/oder Fachteams sollten 
in Abstimmung mit den Schulaufsichten in allen Schulen etabliert werden, um 
multiprofessionelle Kooperation und Handlungskoordination zu ermöglichen. 
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•	 Einführung von verbindlichen Verfahren einer förderrelevanten Lernverlaufs-
diagnostik, die einmal pro Halbjahr bzw. bei Bedarf auch häufiger durchgeführt 
und im Rahmen der vorgesehenen Eltern-Lehrkraft-Schüler-Gespräche mit den 
beteiligten Akteurinnen und Akteuren besprochen werden; Qualifizierung der 
allgemeinen und sonderpädagogischen Lehrkräfte für den Einsatz dieser Ver-
fahren.
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gängigen Gymnasien der Stadtgemeinde Bremen bleiben mit ihren Schülerkapazi-
täten in der Sek. I erhalten.

6. 	 Die Befreiung der Schulen von Ziffernnoten bleibt, wie bisher, auf Antrag der 
Schulen in der Sek. I geregelt. Die Zeugnisordnung bleibt unverändert.

7. 	 Alle Gesamtschulen, integrierten Stadtteilschulen, Sekundarschulen und Schul-
zentren wandeln sich spätestens 2011 jahrgangsweise in Oberschulen um. Damit 
ist der strukturelle Prozess 2017 abgeschlossen. Sie erhalten dabei Unterstützung 
durch Beratung, Fortbildung und Hospitationsmöglichkeiten.

8. 	 Die berufliche Bildung trägt mit durchlässigen und aufeinander aufbauenden 
Bildungsgängen zur Steigerung der Bildungsbeteiligung bei. Deshalb soll ein zen
trales Informationssystem zielgerichtet über berufliche Bildungswege unterrichten, 
die doppelqualifizierenden Bildungsgänge bei Bedarf ausgebaut werden und für 
Schüler, die in Gefahr sind, keinen Abschluss im allgemeinbildenden Schulsystem 
zu erlangen, der neue Bildungsgang Werkschule eingerichtet werden.

9. 	 Im weiteren Verfahren soll mit den Schulen in freier Trägerschaft ein Konsens 
gefunden werden.

10. Diese Vereinbarung steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Vorstände 
der beteiligten Parteien.

Bremen, 19. Dezember 2008

Uwe Beckmeyer 
Landesvorsitzender der SPD

Susan Mittrenga
Landesvorsitzende Bündnis 90/Die Grünen

Thomas Röwekamp
Landesvorsitzender der CDU

Dr. Magnus Buhlert
Stv. Landesvorsitzender der FDP
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